
hin die Gesetzgebung über die Kreditgewährung zur 
Durchführung des Bodenreformbauprogramms sowie 
die über die Förderung des privaten Wohnungsbaues 
durch Gewährung von Aufbaugrundschulden heranzu­
ziehen, die jedoch für die hier zu behandelnden Fragen 
unberücksichtigt bleiben können.

Der gesamte für ein Jahr zur Verfügung stehende 
Betrag für Investitionen und Generalreparaturen für 
die volkseigene Wirtschaft — also im Bereich der un­
mittelbaren Planung — wird zunächst durch das Mini­
sterium für Planung auf die Ministerien der Deutschen 
Demokratischen Republik sowie auf die Landesregie­
rungen entsprechend ihrem Zuständigkeitsbereich auf­
geteilt. Siie sind die Planungsträger, d. h. die durch­
führenden Organe für die Einzelpläne. Sie sind für die 
Durchführung des Investitionsplanes in ihrem Zustän­
digkeitsbereich verantwortlich. In den Einzelplänen 
werden Vorhaben mit einem Aufwand über 250 000 DM 
— sog. Überlimitvorhaben — einzeln aufgeführt. Für 
Vorhaben mit einem Aufwand bis zu 250 000 DM — sog. 
Unterlimitvorhaben — wird den Planungsträgern eine 
Gesamtsumme zur Verfügung gestellt, die sie aufzu­
teilen haben. Die Aufteilung ist dem Ministerium für 
Planung zur Kenntnis zu geben. Die Unterlimitvorhaben 
sind im Planjahr zu Ende zu führen. Der Betrag für 
Generalreparaturen wird den Ministerien der Republik 
und den Landesregierungen für ihre Zuständigkeits­
bereiche ebenfalls in einer Gesamtsumme zugewiesen.

Die Planungsträger haben den Investitionsträgern, 
d. h. den Stellen, die die Investitionsvorhaben durchzu­
führen haben, z. B. einem volkseigenen Betrieb, einer 
MAS, einem volkseigenen Gut, Auflagen zu erteilen. 
Dasselbe gilt für Generalreparaturen. Die Investitions­
träger haben daraufhin Unterlagen11) einzureichen, die 
je nach der Höhe der Gesamtaufwendung für das ein­
zelne Vorhaben entweder besonderen Beauftragten der 
zuständigen Republikministerien oder Landesregie­
rungen, oder dem zuständigen Minister der Republik 
oder dem Ministerpräsidenten des Landes oder bei Vor­
haben über 5 Millionen DM der Regierung der Deut­
schen Demokratischen Republik zur Prüfung und Be­
stätigung vorzulegen sind.

Die finanziellen Mittel für die Erfüllung der Inve- 
stitions- und Generalreparaturauflagen werden den In­
vestitionsträgern durch die Deutsche Investitionsbank 
gemäß den Unterplänen zur Finanzierung der Investi­
tionen und Generalreparaturen zur Verfügung gestellt. 
Dazu sind die bestätigten Auflagen von den Investi­
tionsträgern der Investitionsbank einzureichen, die nach 
Prüfung bei einer zu vereinbarenden Bank ein laufen­
des Konto für den Investitionsträger eröffnet. Die 
Mittel zur Bereitstellung der Guthaben erhält die In­
vestitionsbank wiederum zum überwiegenden Teil aus 
den Haushalten der Republik und der Länder, an: die 
die Gewinne der zentral- und landesverwalteten volks­
eigenen Betriebe und anderer volkseigener Unterneh­
men abzuführen sind. Weiterhin erhält die Investbank 
die erforderlichen Mittel dadurch, daß WB (Z) und die 
WB (L) sowie die Rechtsträger der übrigen volkseige­
nen Wirtschaft (Verkehr, Post- und F-ernmeldewesen, 
Handelsuntemehmungen, VVG usw.), die in ihren Fi­
nanzplänen vorgesehenen Abschreibungsbeträge an sie 
überweisen. 60% der Amortisationsquoten sind für die 
Finanzierung der Investitionen, 40 %12) für die Finan­
zierung der Generalreparaturen zu verwenden, wobei 
von den überweisungspflichtigen Rechtsträgern des 
Volkseigentums 5% für die Finanzierung von Klein­
reparaturen einbehalten werden können. Wesentlich 
ist, daß sowohl die planmäßigen wie die überplan­
mäßigen Gewinne der volkseigenen Unternehmungen 
grundsätzlich nicht zur Finanzierung ihrer eigenen 
Investitionen verwendet werden dürfen, sondern über 
den Haushalt und die Investbank den volkswirtschaft­
lich wichtigsten Stellen, die im Inweistplan festgelegt 
sind, zugelieitet werden. Ebenso finden die planmäßigen 
Abschreibungsbeträge nicht innerhalb der volkseigenen 
Unternehmung, die sie aus dem Erlös für ihre Produkte 
entnimmt, Verwendung, sondern werden über die In­
vestbank plangemäß verteilt, wie umgekehrt die von 
der Investbank zur Verfügung zu stellenden Beträge 
zinslos und nicht rückzahlbar zugeteilt werden.

11) Im einzelnen aufgeführt in I 7 der VO vom 22. März 1950.
12) Bei der Eisenbahn ist das Verhältnis 50% zu 50%.

Die Überweisung der Beträge an die Investbank so­
wie die Zuteilung der Planbeträge an die Investträger 
sind durchweg Planungsakte verwaltungsrechtlicher 
Art; sie haben keinen rechtsgeschäftlichen Charakter. 
Zwischen der Investbank und den überweisungspflich­
tigen Rechtsträgern besteht ein gesetzlich begründetes 
Schuldverhältnis, aus dem die Investbank bei verspä­
teter Zahlung des Abschreibungsbetrages berechtigt ist, 
Verzugszinsen zu einem bestimmten Satz 12a) zu be­
rechnen, und das sie verpflichtet, den Investträgern, 
die dem in Verzug befindlichen Rechtsträger angeglie­
dert sind, weitere Investmittel nur mit Genehmigung 
des Ministeriums der Finanzen der Republik auszuzah­
len. Alle diese Bankvorgänge unterscheiden sich grund­
legend von den Geschäften kapitalistischer Banken.

Die Investbank hat das Kontrollrecht über die ord­
nungsgemäße Verwendung der Mittel. Sie hat das 
Recht zur Besichtigung der Vorhaben und zur Einsicht­
nahme in die Unterlagen. Die Investträger sind ihr 
auskunftspflichtig und haben ihr gegenüber Berichter­
stattungspflichten. Bei planwidriger Verwendung der 
Mittel kann die Investbank bereits zur Auszahlung be­
reitgestellte Mittel sperren und weitere Bereitstellun­
gen einstellen. Das Planungsministerium, das zentrale 
Finanzministerium sowie der Planungsträger sind hier­
von zu benachrichtigen.

Im Rahmen der Gesamtplanung ist die Investbank 
darüber hinaus grundsätzlich die zuständige Bank für 
die Gewährung langfristiger Kredite an die nicht volks­
eigene Wirtschaft, wozu sie sich die Mittel entweder 
durch Entnahme aus ihren eigenen Fonds oder durch 
Herausgabe von Schuldverschreibungen auf den In­
haber13) verschafft, während die Deutsche Notenbank, 
in die die Emissions- und Girobanken der Länder sowie 
die Landeskreditbanken eingegliedert wurden14), der 
volkseigenen und der nichtvolkseigenen Wirtschaft 
kurzfristige Kredite gemäß den Kreditplänen gewährt.

Die Zuteilung der Materialien erfolgt gemäß dem 
Materiallverteilungsplan15), nach dem die Kontingent- 
träger16) ihr Gesamtkontingent für Produktions-, In­
vestition«-, Reparatur- und Vorratsbedarf auf zu glie­
dern haben. Der Investträger reicht die Anmeldung 
für den Materialbedarf für sein Vorhaben bei dem Aus­
steller seiner Investauflage ein, der die Bedarfsanmel­
dung nach Prüfung durch den Kontingentträger an die 
zuständigen Handelszentralen zur Belieferung oder zur 
Veranlassung der Belieferung weiterleitet.

Alle Investvorhaben, die durch den Volkswirtschafts­
plan nicht bestätigt sind, sind lizenzpflichtig. Ohne Er­
teilung einer Lizenz dürfen Vorhaben in der nicht volks­
eigenen Wirtschaft nicht durchgeführt werden. Hier­
von werden Investitionen der Genossenschaften, der 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, der Betriebe 
unter Treuhandverwaltung und der gesamten Privat­
wirtschaft erfaßt. Die Lizenzerteilung ist somit die 
Rechtsform der Bestätigung des Investvorhabens im 
Bereich der mittelbaren Planung. Die Lizenz ist nicht 
erforderlich für Vorhaben, für die keine planmäßig zu 
verteilenden Materialien, keine Haushaltsmittel, keine 
langfristigen Kredite oder keine Arbeitskräfte benö­
tigt werden. Die Zuständigkeit für die Erteilung der 
Lizenz richtet sich nach der Höhe der Gesamtaufwen­
dung für das einzelne Vorhaben. Für Vorhaben bis 
zum Betrag von 25 000 DM sind die Kreisbauämter im 
Einvernehmen mit der Abteilung Planung, Material­
versorgung und Statistik des Kreises, darüber hinaus 
die Hauptabteilung Aufbau bei den Wirtschaftsmini­
sterien, im Einvernehmen mit der Hauptabteilung Wirt­
schaftsplanung und den zuständigen Fachministerien 
des Landes, für größere Vorhaben das Ministerium für 
Aufbau in Übereinstimmung mit dem Ministerium für 
Innerdeutschen Handel, Außenhandel und Material­
versorgung und dem Ministerium für Planung und 
schließlich bei Vorhaben über 1 Million DM die Regie-

12a) s. § 11 der VO vom 22. März 1950 (vgl. Anmerkung 10).
18) § 2 der AO über die Änderung der AO zur Errichtung der 

Deutschen Investitionsbank vom 6. April 1949, ZVOB1. 49 9. 255.
14) Ges. über die Eingliederung von Kreditbanken in die 

Deutsche Notenbank vom 22. März 1950, GBl. S. 287.
15) VO zu den Vorschriften des Volkswirtschaftsplan 1950 über 

die Materialbilanz und die Materialverteilung vom 1. März 1950, 
GBl. S. 236.

16) Übersicht in der 7. Durchführungsbestimmung zur Ver­
teilungsanordnung vom 3. Februar 1950, § 6 GBl. S. 154.
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